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Rechtsprechung
Arbeitsrecht
§ 270 AGB.
Dem Betrieb obliegen aus dem Arbeitsrechtsverhältnis dem 
Werktätigen gegenüber nicht nur Pflichten, die sich auf die 
konkrete individuelle Arbeitsverrichtung beziehen. Er hat 
auch Pflichten im Zusammenhang mit der Arbeit und An­
wesenheit des Werktätigen im Arbeitsprozeß. Deshalb sind 
Ordnung und Sicherheit nicht nur am jeweiligen Arbeits­
platz, sondern auch an Einrichtungen zu gewährleisten, die 
der Werktätige bei der Arbeit und Anwesenheit im Betrieb 
benutzt, beispielsweise betriebliche Wege und Zugänge.

Verletzt der Betrieb diese Pflichten, sind Schadenersatz­
ansprüche nach § 270 AGB zu prüfen.
OG, Urteil vom 30. September 1988 — OAK 17/88.

Zwischen den Prozeßparteien besteht ein Arbeitsrechtsver­
hältnis. In Erfüllung eines Auftrags seines Abteilungsleiters 
fuhr der schwerbeschädigte Verklagte mit seinem Pkw von 
seinem außerhalb gelegenen Arbeitsplatz in das Betriebsge­
lände des Klägers. Er besaß dazu einen Passierschein, der 
vom Abteilungsleiter ausgestellt war. Auf dem Rückweg 
wurde der Auspuff am Pkw des Verklagten durch eine auf 
dem Fahrweg befindliche herausragende Ventilabdeckung be­
schädigt. Für die dafür aufgewandten Reparaturkosten in 
Höhe von 258,53 M verlangte der Verklagte vom Kläger Scha­
denersatz. Diese Forderung lehnte der Kläger ab.

Auf Antrag des Verklagten verpflichtete die Konfliktkom­
mission den Kläger, unter Berücksichtigung des Zeitwerts der 
Auspuffanlage an den Verklagten Schadenersatz in Höhe von 
225,50 M zu zahlen.

Auf den Einspruch des Klägers hob das Kreisgericht den 
Beschluß der Konfliktkommission auf und wies den Verklag­
ten mit seiner Forderung ab. Das Kreisgericht führte zur Be­
gründung seiner Entscheidung im wesentlichen aus, die dem 
Kläger obliegende Pflicht zur Instandhaltung der Werkstra­
ßen sei eine allgemeine Verhaltenspflicht, deren Verletzung 
keine konkreten, vom einzelnen Werktätigen durchsetzbaren 
Ansprüche begründe.

Die Berufung des Verklagten gegen diese Entscheidung 
wies das Bezirksgericht als unbegründet ab. Es vertrat eben­
falls die Auffassung, Grundlage für einen Schadenersatzan­
spruch gemäß § 270 AGB könnten nur Pflichtverletzungen 
des Betriebes sein, die in einem unmittelbaren kausalen Zu­
sammenhang mit der Erfüllung qualitativer Arbeitspflichten 
des Werktätigen entsprechend der vereinbarten Arbeitsauf­
gabe stehen. Die Benutzung des Privatfahrzeugs weise nur 
einen mittelbaren Zusammenhang mit der Erfüllung quali­
tativer Arbeitsaufgaben auf. Der dem Verklagten entstan­
dene Schaden sei deshalb nicht vom Betrieb zu ersetzen.

Gegen diese Entscheidung richtet sich der Kassationsan­
trag des Präsidenten des Obersten Gerichts, der Erfolg hatte.

Aus der Begründung:
Das Bezirksgericht ist ebenso wie das Kreisgericht zutreffend 
davon ausgegangen, daß die Forderung des Verklagten auf 
der Grundlage von § 270 Abs. 1 AGB zu prüfen ist. Dabei 
haben sie allerdings den Kreis der betrieblichen Pflichten, 
deren. Verletzung Schadenersatzleistungen begründen kann, 
auf solche Pflichten reduziert, die mit der Erfüllung der ver­
einbarten Arbeitsaufgabe unmittelbar Zusammenhängen und 
deren Einhaltung der Werktätige ggf. individuell verlangen 
und durchsetzen kann.

Diese Betrachtungsweise läßt außer acht, daß der Betrieb 
aus dem Arbeitsrechtsverhältnis heraus grundlegende Pflich­
ten zu erfüllen hat, die sich nicht nur auf die konkrete in­
dividuelle Arbeitsverrichtung beziehen, sondern auf Pflich­
ten im Zusammenhang mit der Arbeit und Anwesenheit der 
Werktätigen im Arbeitsprozeß. Eine solche grundlegende 
Pflicht besteht darin, Ordnung und Sicherheit nicht nur, wie 
das Bezirksgericht meint, am jeweiligen Arbeitsplatz, son­
dern darüber hinaus auch an Einrichtungen zu gewährlei­
sten, die bei der Arbeit und Anwesenheit der Werktätigen 
im Betrieb von ihnen benutzt werden, beispielsweise betrieb­
liche Wege und Zugänge.

Diese als Grundsatz von der Bestimmung in § 2 Abs. 4

AGB erfaßte Verpflichtung wird näher durch die Bestim­
mung in § 201 Abs. 1 AGB und in § 1 Abs. 1 ArbeitsschutzVO 
— ASVO — vom 1. Dezember 1977 (GBl. I Nr. 36 S. 405) aus­
gestaltet. Die Verantwortung des Betriebes für den Gesund- 
heits- und Arbeitsschutz schließt ein, Gefahrenquellen, Un­
fallursachen und Ursachen für Erkrankungen für die Be­
schäftigten im Zusammenhang mit der Erfüllung ihrer Auf­
gaben und bei der Anwesenheit im Betrieb auszuschließen. 
Hierzu hat die Konfliktkommission sich zutreffend auf Auf­
fassungen in der Literatur gestützt, die in der Rechtspre­
chung nicht gegenteilig vertreten wurden (vgl. G. Kirschner, 
Schadenersatzleistungen des Betriebes, Schriftenreihe zum 
AGB, Heft 12, Berlin 1987, S. 39ff.).

Die Instandhaltung der Werkstraßen obliegt dem Betrieb. 
Der Kläger hat dies in seinen betrieblichen Ordnungen auch 
festgelegt. Daß die herausragende Ventilabdeckung eine Ge­
fahrenquelle darstellt, wird nicht bestritten. Objektiv war 
der Kläger auch in der Lage, Maßnahmen zu treffen, um von 
dieser Ventilabdeckung ausgehende Gefahren zu vermeiden. 
Dazu gehörte eine entsprechende Aufschüttung oder Befesti­
gung des Weges, mindestens aber eine deutliche Kenntlich­
machung oder Warnung an der entsprechenden Stelle. Da in 
dieser Richtung vom Kläger nichts unternommen wurde, hat 
er ihm aus dem Arbeitsrechtsverhältnis obliegende Pflichten 
verletzt. Diese Pflichtverletzung ist die Ursache für die Be­
schädigung am Fahrzeug des Verklagten.

Im Hinblick darauf, daß der Verklagte im Auftrag seines 
zuständigen Leiters in das Betriebsgelände fuhr und dort ihm 
obliegende Aufgaben erfüllte, sowie unter Berücksichtigung 
seiner Schwerbeschädigung war die Benutzung des Fahrzeugs 
gerechtfertigt. Begründete Hinweise auf ein der Situation 
unangemessenes Verhalten des Verklagten oder Pflichverlet- 
zungen durch ihn wurden nicht vorgetragen.

Bei richtiger rechtlicher Würdigung des Sachverhalts hätte 
die Berufung des Verklagten gegen das kreisgerichtliche 
Urteil, mit dem der Beschluß der Konfliktkommission auf­
gehoben worden war, Erfolg haben müssen.

Nach Aufhebung der mit der Bestimmung in § 270 Abs. 1 
AGB nicht im Einklang stehenden Entscheidung des Bezirks­
gerichts hatte der Senat im Wege der Selbstentscheidung 
(§ 162 Abs. 1 Satz 1 ZPO) über die Berufung zu befinden, das 
Urteil des Kreisgerichts aufzuheben, den Einspruch gegen 
den Beschluß der Konfliktkommission als unbegründet ab­
zuweisen und diesen Beschluß gemäß § 78 Abs. 2 ZPO für 
vollstreckbar zu erklären.

§ 126 Abs. 2 und 3 AGB; § 84 SVO.
1. Der Werktätige muß grundsätzlich auf die richtige Lohn­
berechnung und -auszahlung durch den Betrieb vertrauen 
können. Ist infolge der vom Betrieb angewendeten Form der 
Lohnabrechnung für den Werktätigen nur schwer erkenn­
bar, ob eine echte Lohnüberzahlung oder eine Verrechnung 
von teils zu viel, teils zu wenig gezahltem Lohn vorliegt, so 
kommt für Lohnrückforderungsansprüche des Betriebes nur 
die Frist von zwei Monaten in Betracht.
2. Wurden einem Werktätigen zu viel Geldleistungen der So­
zialversicherung ausgezahlt, sind für Rückforderungsansprü­
che nicht die Gerichte, sondern die Beschwerdekommissio­
nen für Sozialversicherung bei den Vorständen des FDGB 
zuständig.
Stadtgericht Berlin, Urteil vom 21. Juli 1987 — BAB 98,87.

Die Klägerin war von September 1980 bis zum 31. Oktober 
1986 beim Verklagten als wissenschaftliche Mitarbeiterin tä­
tig. Ihr monatliches Gehalt betrug 1 300 M.

Am 9. Januar 1987 beantragte der Verklagte bei der Kon­
fliktkommission, die Klägerin zur Rückzahlung von über­
zahltem Gehalt in Höhe von 933,45 M zu verpflichten. Diesem 
Antrag entsprach die Konfliktkommission.

Die Klägerin hat gegen den Beschluß der Konfliktkom­
mission Einspruch (Klage) erhoben und beantragt, die For­
derung des Verklagten abzuweisen. Dazu führte sie im we­
sentlichen aus, ihr sei nur das ihr zustehende Gehalt gezahlt 
worden.


